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In Sachen
Verkündet

am 300 Okt0ber 1959
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Kläger und Revisionsbeklagten,

Pßégelad8ne:

o 0 o o 0 0 . a D I o u 0 a o o 0 0 0 0

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 30. Oktober 19599

en<ier mitgewirkt haben

\.

Senatspräsident B r a c k m e n n
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr. B e r e s e l und

Bundesrichter S c h m i t t
als weitere Beruferichter?

Bundessozialrichter Dr. L e d e r e r und

Bundessozielrichterin Dr. K o l b
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

lendessozielgerichts Baden—Württemberg vom 24. Ok—

tober 1957 wird zurückgewiesen„

Der Beklagte hat dem läger die eußergerichtliohen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten„
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Der 1892 geborene Kläger wer von 1925 bis 1942 in seinem er—

lernten Beruf als Maler tätig. In den folgenden acht Jahren

war er berufsfremd beschäftigt. Am 11. Oktober 1950 wurde er

als Maler bei der amerikanischen Militärverwaltung Heidelberg

angestellt. Während dieser Beschäftigung, die beim Beklagten

unfallversichert war, erkrankte der Kläger am 21. Oktober 1950

en einem Ekzem, welches vor allem beide Hände und das Gesicht

befiel° Der Hautfacharzt Dr. WXXXXXXund die Universitäts—
_Hautklinik Heidelberg erstatteten dem Beklagten ärztliche An—

zeigen über eine Beruiskrankheit (BK.)‚ in denen das Auftreten

des Ekzems auf den beruflichen Umgang des Klägers mit Terpen—

tinersatz zurückgeführt wurde; auf ähnliche Erkrankungen, die

der Kläger vor Jahren während seiner Malertätigkeit durchge—

macht hatte, wurde hingewiesen. Die Universitäts—Hautklinik

Heidelberg, wo der Kläger vom 25. November bis zum 22. Dezem—

ber 1950 und vom 2. März bis zum 90 April 1951 stationär be—

handelt murde, führte im Gutachten vom 17. April 1951 aus, der

Kläger sei während der durch Terpentinérsatz hervorgerufenen

Dermatitis bis zum 22. Dezember 1950 arbeitsunfähig gewesen;
F"

an diesem rege sei er als geheilt aus der Klinik entlassen

lswerden; die wenige 'age danach wieder aufgetretene Hauterkren»

(Dkung sei nicht auf ine schädigende Einwirkung im Malerberuf

zurückzufähren. Der Gemerbearzt schloß sich dieser Stellung—

nahme an. Der Beklagte, an den sich der Kläger inzwischen mit

der Bitte um Hilfe unter Hinweis auf seine durch den Verlust

ie Arbeitsstelle entstandene bedrängte Lage gewandt hatte,

erteilte dem Kläger am 26. Oktober 1951 einen Bescheid, mit

dem die Gewährung einer Entschädigung abgelehnt wurde, weil

keine BK. nach Nr. 15 der Anlage zur 3. Verordnung über Aus—

dehnung der Unfallversicherung auf BK.en (3. BKVO) vom 16. De—

zember 1956 vorliege°
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„5...

Der Kläger legte hiergegen Berufung ein. Im Juli 1952, wäh—

rend der Beschäftigung in einem bei der Südwestlichen Baue

Berufsgenossenschaft versicherten Malergeschäft, erkrankte

er erneut an einem Ekzem, ein Weiterer Rückfall trat im Mai

1954 ein,

In einem dem Oberversicherun samt Karlsruhe am 21. Juli 1952

erstatteten Gutachten führte Dr. %XXXXXX aus, er habe nach

Abschluß der klinischen Behandlung den Kläger in der Zeit vom

150 April bis zum 27° August 1951 ambulant behandelt, Die in

dieser Zeit vorgenommenen}■auttes- t unren und der zeitliche Zu—

°ammenhang sprächen dafür, daß es sich — entgegen der Annahme

der Universitäts—Hautklinik — bei dem Krankheitsschub des Jah—

res 1951 um ein 10dcrauifl ckern des im Dezember 1950 doch

nicht völlig abgeheilten Terpentinékzems gehandelt habe; das

Hautleiden des Klägers sei schwer und mit einer beträchtli—

chen Störung des Allgemeinbéfindens verbunden gewesen; unter

Berücksichtigung einer früheren Hauterkrankung im Jahre 1959

habe es sich 1950/1951 um den ersten Rückfall gehandelt; Be—
rufsuechsel erscheine angezeigt° Der Gewerbearzt vertrat im

Septeinber 1952 die Ansicht, mit deminzwischen im Juli 1952
erneut aufgetretenen Ruckfa ll des Hautleidens seien die Ent—

schädigungsvoraussetzungen - wiederholte Rückfälligkeit, ob—

jektiver Zwang zum Berufswechsel — gegeben° Diese Auffassung

wurde von Prof, Dr. StXXXXXX(Universitäts—Hautklinik Frei—

burg) in seinem am 4. Mai 1955 erstetteten Gutachten im we—

sentlichen bestätigt° .

as Sozia gericht Mannheim (SG,), auf welches das Klagever—

fahren überging, hat die Südwestliche Dau—Berufsgenossen—

schaft neigela denn Durch Urteil vom 12. Oktober 1955 hat es

8 gegen den Beklagten abgeniesen, dagegen die Bei—

gelcdene verurteilt, die beim Kläger am 19° Juli 1952 einge—

tretene1;rkiwnkun als BK. gemäß Nr. 19 der Anlage zur 5. Be—

ruislmr nkl.‘eiten —Verordnung (BKVO) vom 26. Juli 1952 anzuer—
kennen und zu entschädigen. Daes SG. hat die 1959 aufg etretene

E:utkrenkheit des Klägers als Ersterkrankung, diejenige von

14_
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


1950/1951 als ersten Rückfall und den im Juli 1952 eingetre—
tenen neuerlichen Krenkheitsschub als zweiten Rückfall ange—

sehen; hinsichtlich der weiteren Voraussetzung des Berufswech—

sels hat es für ausreichend erachtet, daß der Kläger in der

Zeit von Juli 1952 bis Mai 1954 jegliche Erwerbstätigkeit auf—

gab; die Wiederaufnahme des Malerberufs im Mai 1954 dürfe dem

damals 62 Jahre alten Kläger nicht zum Nachteil gereichen°

Auf die Berufung der Beigeladenen und die Anschlußberufung

des Klägers hat das Landessozielgericht (LSG.) durch Urteil

vom 24„ Oktober 1957 (veröffentlicht in Breithaupt 1958 8.855)

unter Änderung der vorinstenzlichen Entscheidung den Beklag—

ten verurteilt, die am 21. Oktober1950 eufgetretene Hauter—

krenkung des Klägers als BK. zu entschädigen. Das LSG. hat

es dahingestellt gelassen, wenn die Hauterkrankung beim Klä—

ger erstmals in Erscheinung getreten und wie oft sie seitdem

rückfällig geworden ist° Hierauf komme es nicht an, denn bei

der Erkrankung vom 21. Oktober 1950 habe es sich, wie aus dem

Bericht des Dr. Wysocki vom 21° Juni 1952 hervorgehe, um eine

schwere Hauterkrankung mit beträchtlicher Störung des Allge—

meinbefindens gehandelt. Selbst wenn aber — wofür das Gutachten

der Universitäts—Heutklinik Heidelberg vom 17. April 1951 Zu
Sprechen scheine — schwere Krankheitserschcinungen im medi—

zinischen Sinne damals nicht bestanden haben sollten, müsse

doch die zehnmonatige Deusr des erst am 27. August 1951 abge—

schlossenen Krenkheitsschubes für sich allein schon genügen,

um eine schwerere quterkrankung des Klägers anzunehmen. —
Auch die zweite gesetzliche Voraussetzung, daß die schwere

berufliche Hauterkrankung zum Wechsel des Berufs oder zur

Aufgebe jeder Ermerbsarbeit zwinge, sei beim Kläger zu be—

ehen„ Zwar habe der Kläger sich erst durch die schriftliche

rklärung vom 24. Oktober 1955 der Beigeladenen gegenüber ver—
ichtet, seinen Beruf als Maler aufzugeben; diesem Vorgang

komme für die hier streitige Hauterkrankung von 1950/1951

keine Bedeutung zu. Ein ZwanO zum Wechsel des Berufs habe für

den Kläger jedoch bereits bei der Erkrankung vom 21. Oktober
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1950 bee t3nden. Die frage, ob und wenn eine schwere Hauter—

krankung zum Berufswechsel zwinge, sei nach objektiven Merk—

malen zu beurteilen. Nach den %ortlaut der Nr. 19 der Anlage

zur 5. BKVO sei es nicht erforderlich, daß der bisherige Be—

ruf tatsächlich aufgegeben und eine andere Berufstätigkeit

aufg enonmen werden sei. Diese rri‘ordernisse Wurden praktisch

dahin führen, daß für Versicherte, die wegen ihres höheren

Lebensalters einen Berufswechsel nicht mehr verwirklichen

könnten, ein Entschädigungsanspruch niemals entstünde° Un—

ter Berücksich igung des gesamten Krankheitsbildes, der spä—

ter eingetretenen Hückfälle und der Ausführungen des Dr°

UXXXXXX des Prof° Dr° StXXXXXXsow1e des Gewerbearztes sei

anzune -uen, daß für den Kl?iger bereits 1950 objektiv ein Zwanng

zum Berufsweehsel bestanden habe. Das Gutachten der Universi—

täts—Hautklinik Heidelberg von 17° April 1951 stehe dieser An—

nahme nicht entgeb en, da diese Gutachter nicht über ausrei—

chende Unterlagen zum früheren Krankheitsverlauf verfügten;

außerdem seien sie — wie sich später erwiesen habe — zu Un—

recht davon ausgegangen, daß die stationäre Behandlung vom
2„ März 1951 an nicht mehr mit dem Terpentihekzém zusammen—

hing„ Daß der Kläger den Beruf nicht schon 1950/1951 aufge—
geben habe, sei nicht zuletzt dem Beklagten zuzuschreiben;

es könne dem Kläger nicht zum 11achteil gereichen, daß der

Beklagte seinerzeit seinen Verpilichtungen gemäß 5 5 „ e„ 1

Buchst. o BKVO nicht nachgekommen seio — Das LSG. hat die

ReVlC. ion zugel €.SSQI'10

er des am 10° Dezember 1957 angestellte Urteil hat der

e am 6. Januar 1958 Revision eingelegt und diese zu—
gleich 0851„ncet Das LSG. habe zu Unrecht engen0mmen, daß

21„ Oktober 1950 eufge etretene 1erpentinekzem eine

schwere Hauterkrankung gewese n sei, und es habe die gesetz—

.liche \oraussetzung des Beruismechseläverkannt. Nach dem Gut—
achten der Universitat —Hautklinik Heidelberg vom 17° April

1951 sei die beru1110he Hauterkrankung am 22° Dezember 1950

geheilt genesen. In hechtsprcchung und Sehrifttum sei an—
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erkannt, daß ein Entschädigungsanspruoh erst nach vollendetem'

Berufswechsel bestehe; dem Kläger sei auch trotz seines Alters

die Aufnahme einer anderweitigen iätigkeit ohne weiteres zuzue

muten gewesen. Der Beklagte beantragt?

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache

zur erneuten Werhandlung und Entscheidung an das

EEG. zurückzuverweiseno

Der Kläger und die Beigeladene beantragen,

die Revision zurückzuweisen°

Sie pflichten den Ausführungen des LSG. bei. Der Kläger macht

insbesondere geltend, ein Versicherungsträger, der seinen Ver—

pflichtungen aus @ 5 ibs„.1 Buchst" b BKVO nicht entsprochen

habe, könne sich nach Treu und Glauben nicht darauf berufen,

daß den Versicherte das gesetzliche Tatbestandsmerkmal der

Aufgabe des gefährdenden Berufs noch nicht verwirklicht habe.

II

Die Revision ist statthaft durch Zulassung (% 162 Abs. 1 Nr° 1

des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —)° Sie ist formgerecht und

— entgegen der Vermutung der Beigeladenen — auch innerhalb

der gesetzlichen Frist eingelegt und begründet worden, demnach

zulässig (@ 164 SGG)° Sie ist jedoch unbegründet°

Ist der Versicherungsfall, wie das LSG. angenommen hat, am

21° Oktober 1950 eingetreten, so richtet sich der Entschädi—

gungsanspruch des Klägers nicht nach der vom LSG„ angeführten

Nr° 19 der Anlage zur 5. BKVO, sondern nach Nr. 15 der Anlage

zur 3; EKVO in der Fassung der 4„ 3KVO vom 290 Januar 1943;
dies ist indessen wegen des übereirstiümenden Wortlautes der

beiden Vorschriften für die rechtliche Beurteilung unerheb—

lich;

VO“ den in Nr‚ 75 der Anlage zur 3. EKVOwahlweise aufgeführ—
d @ten Zatbestandsmerkmelen " s c h w e r e oder w i e r —
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„7...

h o l t r ü c k f a l l i g e berufliche Hauterkrankungen"

hat d

Laufe des Verfahrens die vor 1950 vom Kläger durchgemachten
ae LSG. nur die 1. Alternative berücksichtigt° Da im

Ekzemerkrankungen nicht zweifelsfrei zu ermitteln gewesen

sind, hat es das LSG. dahingestellt gelassen, wann erst—

mals eine berufliche Hauterkrankung beim Kläger auftrat und

wie oft sie etwa schon bis 1950 rückfällig wurde. Nach Auf—

fassung des LSG. war jedenfalls das am 21. Oktober 1950 auf—

getretene Terpentinekzem eine schwere berufliche Hauterkran—

kung, und zwar — im Hinblick auf die lange Behandlungsdauer

von zehn Monaten — selbst dann, wenn sich dabei schwere Krank—

heitserscheinungen im medizinischen D'inne nicht gezeigt ha—

ben sollten°

Das Vorbringen der Revision, die unter Hinweis auf das Gut—

achten der Universitäte—Hautklinik Heidelberg vom 17. April

1951 bchauptet,die berufliche ■guterkrankung des Klägers sei

schon nach der ersten einmonatigen stationären Behandlung am

22° Dezember 1950 abgeschlossen gewesen, scheitert an der Bin—

dung des Revisionsgerichts an die im angefochtenen Urteil ge—

troffenen tatsächlichen Feststellungen (@ 163 SGG)„ Gegen die

Feststellung des LSG„‚ die Hauterkrankung habe vom 21. Oktober

1950 bis zum 27. August 1951 gedauert, hat der Beklagte wirk—

same Verfahrensrügen (@ 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG) nicht vorgetra—

gen, insbesondere hat er nicht dargelegt, das LSG. habe bei

der Auswertung der ärztlichen °utachtcn die Grenzen seines

Rechts auf freie richterliche Beweiswürdigung überschritten

(% 128 sec—, vgl., BSG. 2 s. 256)„ Im übrigen hat der Beklagte
übersehen, daß die Universitäts—Hautklinik Heidelberg ihren

im Uutachten vom 17° April 1951 eingenommenen Standpunkt spä—

ter in dem auf Veranlassung der Beigeladenen erstatteten dut—

echten vom 19° März 1956 erheblich modifiziert und nunmehr

offenbar in der 1950/1951 verlaufenen Hauterkrankung einen zu—
sannenhängenden Krankhei eschub erblickt hato

Rechtlich ist dem vom 15”. vertretenen Standpunkt 1ach Auffas—

sung des Senats beizupilichten. häre eine "schwere" Hauter—
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krankung im Sinne der Nr" 15 der Anlage zur 5. BKVO nur beim

Vorhandensein schwerer klinischer Symptome anzuerkennen, so

ergäbe sich daraus eine dem Sinne des Gesetzes widersprechende

Benachteiligung derjenigen beruflich Hauterkrankt€n, deren

Krankheit ununterbrochen längere Zeit in einer medizinisch

nicht schweren Erscheinungeform verlaufen ist, im Vergleich

zu denjenigen, deren Hauterkrankung ebenso lange und in der—

selben Erscheinungsform, aber mit mehrfachen Intervallen der

Ausheilung bestanden hat; die letzteren, von der beruflichen

Hauterkrankung weniger nachhaltig betroffenen Versicherten

könnten dann nämlich einen hntschädigungsanspruch aus dem

Begriffsmerkmal des "wiederholten Rückfalles" der Krankheit

herleiten, während der erstgenannten, in ihrer Erwerbsfähig—

keit stärker beeinträchtigten Gruppe ein solcher Anspruch

versagt bliebe° Dieses Ergebnis kann nicht gebilligt werden°

Nach Ansicht des Senats ist deshalb eine berufliche Hauter—

krankung auch dann als "schwer" anzusehen, wenn sie zwar in

einer medizinisch nicht schweren Erscheinungsform verlaufen

i ", jedoch längere Zeit ununterbrochen bestanden hat (ebenso'

‚„ EuM° Bd. 47 S. 115; LSG. Celle, Breithaupt 1954 S. 910;

G„ Hamburg,-Zf5. 1958 S. 256 Nr. 62; Brackmann, Handbuch

er Sozialversicherung, 1. bis 6. Aufl., S. 490 i; Schulte—

Holthausen, BG. 1939 S. 285 Ä—286_7; Podzun, WzS. 1954 S. 515

/ ‘“514_7)0 Die vom LSv. festgestellte Krankheitsdauer von 10 Ho—

t“
br

.
m

—
=

‘‚
m

"»
"

(“
|

(J
.

naten rechtfertigt es nach Meinung des Senats, unter diesem Ge—

sichtspunkt das Vorliegen einer schweren beruflichen Hauter—

krankung anzunehmenu

Bin Lntschädigung3anspruch für den Kläger ist allerdings nicht

schon hiermit gegeben° Vielmehr bedarf es noch der Erfüllung

der weiteren gesetzlichen Voraussetzung, daß diese schwere

berufliche Hauterkrankung "zum W e c h s e l d e s B e —
r u f s oder zur A u f g a b e 3 e d e r E r w e r b s —

a r b e i t 2 w i n g t „" Bei der Beurteilung der strei—

tigen Hauterkrankung vom 21. Oktoter 1950 hat das LSG. sich

auf die Prüfung der frage beschränkt, ob beim Kläger ein Zwang
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zum Wechsel des Berufs anzunehmen war, die 2. gesetzliche

Alternative hat es nach Lage des Falles mit Recht nicht in

Betracht gezogen° Einen Zwang zum Wechsel des Berufs hat das

‘LSG. hinsichtlich der Hauterk*ankung des Klägers vom 210 Ok—

tober 1950 bejaht mit Erwägungen, denen der erkennende Senat

freilich nur im Ergebnis beipflichten konnte„

Das LSGC glaubt aus dem Wortlaut der Nr. 19 der Anlage zur

5° BKVO (bzw° Nr‚ 15 der Anlage zur 3./4. BKVO) folgern zu
vkönnen, des Begriffsmerkmal des "Zwanges zum BerufsweChsel“

erfordere weder die Aufgabe des bisherigen noch die Aufnahme

eines anderen Berufe, vielmehr genüge allein die objektiv

bestehende Notwendigkeit hierzu, wie sie dem Betrachter bei

Kenntnis und Berücksichtigvng aller Umstände des Falles sich

derstelle; des Verhalten und die subjektive Einstellung des

_
Versicherten ;ird demnach hierbei außer Acht gelassen° Die—

ser Auslegung steht zwar der Gesetzeswortlaut nicht unbedingt

entgegen, insbesondere da hierin nicht die Vergangenheits—

form "gezwungen haben", sondern die Gegenwartsform "zwingen"

verwendet wird. Demgegenüber weist indessen die herrschende

Alehre (Schulte—Holthausen, aoa.0., S. 288; Podzun, a.a„0„,

s., 516; leoeske, BG„ 1958s. 203 [205]; LSG. Celle, Breit—
heupt 1955 S. 1155; LSG. Nordrhein—Westfalen, BG. 1955

So 225; vgl° auch Wander in ZfS. 1959 So 115) nach Meinung
des Senats mit Recht darauf hin, deß eine solche weite Aus—

legung dem Zweck der BKVO zuwiderliefe° Denn sie würde es
ermöglichen, daß ein Versicherter wegen einer schweren oder

wiederholt rückfälligen Hauterkrankung Rente bezieht, trotz—

dem aber aus freiem Belieben in dem gefährdenden Beruf weiter

tätig bleibt mit der Aussicht auf weitere Verschlimmerungen

des Hautleidens, die unvermeidlich zu Erhöhungen der Renten—

.,

leistungen führen müssen. Dieses Ergebnis kann vom Gesetzge—

oer nicht gewollt sein° Ob der Versicherungsträger in der

lege märe, solchen Konsequenzen wirksam zu begegnen — etwa

mit Hilfe entsprechender Anwendung des S 606 der Reichsver—
sicherungsordnung —,

könnte immerhin fraglich erscheinen. Des—
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halb muß nach Auffassung des Senats grundsätzlich verlangt

werden, daß aus dem objektiv gegebenen Zwang zum Berufs—

wechsel der Versicherte auch seinerseits die Folgerungen

gezogen und den ersten Teil des Berufsweehsel; nämlich die

Aufgabe des bisherigen Berufs, verwirklicht hat; die Auf—

nahme eines anderen Berufe wird allerdings in der Regel

nicht zu fordern sein (Brackmann a.aQ0., S. 490 l; Schulte—
Holthausen und Noeske a.a.0.). Der Entsehädigungaanspruch

wegen einer zum Wechsel des Berufs zwingenden schweren oder

wiederholt rückfälligan beruflichen Hauterkrankung setzt

demnach grundsätzlich-voraus, daß der Erkrankte den hautsehä«

digenden Beruf tatsächlich aufgegeben hat° ‘ ‘

Diese Voraussetzung hat der Kläger an sich erst im Jahre

1955 erfüllt° Das LSG. hat ihm aber trotzdem mit Recht einen

Entschädigungsanspruch gegen den Beklagten wegen der Haut»

erkrankung vom 21. Oktober 1950 zuerkannt. Es hat zutreffend

dargelegt, daß die bes0nderen Umstände des vorliegenden fal—

les das Erfordernis eines vom Kläger bereits vollzogenen

Berufswechsels als überspannt erscheinen lassen„ Dabei hat
_

das LSG° insbesondere hervorgehoben, daß dem Kläger in An—'i

betraeht seines Lebensalters“ein Versuch, aus eigener Ini—

tiative den bisherigen Beruf aufzugeben, wegen des erheb—

lichen Risikos der Arbeitslosigkeit mit den nachteiligen

Auswirkungen auf den Unterhalt seiner Familie schwerlich

zuzumuten war; ferner hat es auf das passive Verhalten

des Beklagten hingewiesen, der in der fraglichen Zeit, ob—

wohl vem Kläger um Unterstützung gebeten, jegliches durch

5 5 als, 1 Buchst. b BKVOgebotene Eingreifen unterlassen
hat° ”lese von der Revision zwar angezweifelten, aber nach

„nsicht des Senats nicht überzeugend widerlegten Erwägun—

gen des ISG„ lassen erkennen, daß den Kläger triftige Gründe

igt hatten, trotz des seit Oktober 1950 gegebenen

Zwerge zum Berufswechsel einstweilen den Malerberuf weiter

aussufben. heim Vorliegen solcher triftigen Gründe — sie

können vor allem auf der sozialen oder wirtschaftlichen Lage

des Erkrankten, dem Verhalten des Versieherungsträgers oder
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_11__

auch auf unabweisbsren Erfordernissen des Unternehmens beru—

hen — kann aber des oben dargestellte Erfordernis des vom Ver—

.sicherten tatsächlich vollzogenen Berufswechselsnicht gelten,

de sich sonst eine Überforderung des Versicherten ergeben würde°

Der Entschädigungsenspruch des Klägers wegen der im Oktober
71950 eufgetretenen Eko ist somit begründet°

Mit Recht hat
schließlich das LSG. nicht die Beigeladene, son—

dern den Beklagten zur Entschädigung der BK° des Klägers ver—
lurteili& Denn der Versicherungsfell ist bei der Beschäfti—

gung des Klägers in einem beim Beklagten versicherten Unter—

nehmen eingetreten° Die Späteren Bückfälle des Terpentinek—

zems‚ die durch Beschäftigungen des Klägers in bei der Bei—
geladenen versicherten Unternehmen ausgelöst wurden? haben

an der Entschädigungspflicht des Beklagten nichts mehr geän—

dert (vgi° Schulte—Holthausen, BG. 1939, s„ 504/305)„

Die Revision war hiernach zurückzuweisen (@ 170 Abs. 1 Satz 1

SGG)„ ' - „„„

Die Kostenentscheidung beruht auf & 193 SGG“o..
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